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Zufahrt



PRÄAMBEL
'LH�*HPHLQGH�AKROPOLQJ�HUO¦VVW�JHP��i����AEV����6DW]���1U����GHV�BDXJHVHW]EXFK�LQ�GHU�)DVVXQJ�GHU
BHNDQQWPDFKXQJ�YRP����1RYHPEHU�������B*BO��,�6���������GDV�]XOHW]W�GXUFK�AUWLNHO���GHV�*HVHW]HV�YRP����-DQXDU
������B*BO�������,�1U�����JH¦QGHUW�ZRUGHQ�LVW���AUW�����GHU�*HPHLQGHRUGQXQJ��*2��LQ�GHU�)DVVXQJ�GHU
BHNDQQWPDFKXQJ�YRP�����AXJXVW�������*9BO��6�������BD\R6����������,���GLH�]XOHW]W�GXUFK�i���GHV�*HVHW]HV�YRP
���'H]HPEHU�������*9BO��6�������JH¦QGHUW�ZRUGHQ�LVW�XQG�GHU�BDXQXW]XQJVYHURUGQXQJ�LQ�GHU�)DVVXQJ�GHU
BHNDQQWPDFKXQJ�YRP�����1RYHPEHU�������B*BO��,�6���������GLH�GXUFK�AUWLNHO���GHV�*HVHW]HV�YRP����-DQXDU�����
�B*BO�������,�1U�����JH¦QGHUW�ZRUGHQ�LVW��IROJHQGH�EUJ¦Q]XQJVVDW]XQJ�

§ 1 Geltungsbereich
'LH�*UHQ]HQ�I¾U�GHQ�LP�=XVDPPHQKDQJ�EHEDXWHQ�2UWVWHLO�ZHUGHQ�JHP¦¡�GHQ�LP�EHLJHI¾JWHQ�LDJHSODQ
�M� ����������HUVLFKWOLFKHQ�'DUVWHOOXQJHQ�IHVWJHOHJW��'HU�LDJHSODQ�YRP������������LVW�BHVWDQGWHLO�GLHVHU
6DW]XQJ�

§ 2 Zulässigkeit von Vorhaben
,QQHUKDOE�GHU�LQ�i���IHVWJHOHJWHQ�*UHQ]HQ�ULFKWHW�VLFK�GLH�SODQXQJVUHFKWOLFKH�=XO¦VVLJNHLW�YRQ�9RUKDEHQ��i���
BDX*B��QDFK�i����BDX*B��6RZHLW�I¾U�HLQ�*HELHW�GHV�JHP��i���IHVWJHOHJWHQ�,QQHQEHUHLFKV�HLQ�UHFKWVYHUELQGOLFKHU
BHEDXXQJVSODQ�YRUOLHJW�RGHU�QDFK�,QNUDIWWUHWHQ�GLHVHU�6DW]XQJ�EHNDQQW�JHPDFKW�ZLUG��ULFKWHW�VLFK�GLH
SODQXQJVUHFKWOLFKH�=XO¦VVLJNHLW�YRQ�9RUKDEHQ�QDFK�i����AEV����RGHU�AEV����BDX*B��EHL�HLQIDFKHQ
BHEDXXQJVSO¦QHQ�QDFK�i����AEV����BDX*B�

§ 3 Art der baulichen Nutzung
'LH�AUW�GHU�EDXOLFKHQ�1XW]XQJ�ZLUG�I¾U�GHQ�*HOWXQJVEHUHLFK�GLHVHU�6DW]XQJ�DOV�'¸UIOLFKHV�:RKQJHELHW�QDFK�i��D
BDX192�IHVWJHOHJW�

§ 3 Fesetzungen zur Gestaltung der Gebäude und zur Grünordnung
,QQHUKDOE�GHV�*HOWXQJVEHUHLFKHV�VLQG�IROJHQGH�)HVWVHW]XQJHQ�]XU�*HVWDOWXQJ�GHU�*HE¦XGH�XQG�]XU�*U¾QRUGQXQJ
]X�EHDFKWHQ�

*UXQGIO¦FKHQ]DKO�*R=� PD[������

BDXZHLVH� 'LH�*HE¦XGH�VLQG�LQ�GHU�RIIHQHQ�BDXZHLVH�JHP¦¡�i��������BDX192�]X�
HUULFKWHQ��EV�VLQG�PD[����:RKQHLQKHLWHQ�MH�*HE¦XGH�XQG�PDU]HOOH�]XO¦VVLJ�

:DQGK¸KH� PD[�������P�DE�QDW¾UOLFKHP�*HO¦QGH

'DFKIRUP�� :DOP���6DWWHO��XQG�PXOWGDFK
8QWHUJHRUGQHWH�AQEDXWHQ�RGHU�*DUDJHQ�N¸QQHQ�PLW�EHJU¾QWHP�)ODFKGDFK
DXVJHI¾KUW�ZHUGHQ�

'DFKGHFNXQJ� =XO¦VVLJ�VLQG�NOHLQIRUPDWLJH�'HFNXQJHQ�LQ�JHGHFNWHQ�XQG�PDWWHQ�RRW���
*UDXW¸QHQ��)ODFKG¦FKHU�VLQG�]ZLQJHQG�PLW�HLQHU�'DFKEHJU¾QXQJ�
DXV]XI¾KUHQ��BHLP�ELQVDW]�YRQ�6RODUDQODJHQ�LVW�DXFK�HLQH�9ROOGHFNXQJ�PLW
6RODUSDQHOHQ�]XO¦VVLJ��.XSIHU���]LQN��RGHU�EOHLJHGHFNWH�'DFKIO¦FKHQ�VRZLH
DXV�VRQVWLJHQ�6FKZHUPHWDOOHQ�VLQG�XQ]XO¦VVLJ�

'DFKQHLJXQJ� :DOP��XQG�6DWWHOGDFK� ���r�ELV���r
PXOWGDFK� �r�ELV���r

AEVWDQGVIO¦FKHQUHJHOXQJ� 'LH�AEVWDQGVIO¦FKHQ�ULFKWHQ�VLFK�QDFK�AUW����BD\B2�

8QWHUJHRUGQHWH�1HEHQDQODJHQ�XQG 8QWHUJHRUGQHWH�1HEHQDQODJHQ�XQG�ELQULFKWXQJHQ�JHP¦¡�i����BDX*B�VLQG
ELQULFKWXQJHQ� DXFK�DX¡HUKDOE�GHU�BDXJUHQ]HQ�]XO¦VVLJ��MHGRFK�QLFKW�LQQHUKDOE�GHV�

]HLFKQHULVFK�IHVWJHVHW]WHQ�2UWUDQGHLQJU¾QXQJ�

ELQIULHGXQJHQ� ELQIULHGXQJHQ�VLQG�ELV�]X�HLQHU�+¸KH�YRQ������P�]XO¦VVLJ��'LH�ELQIULHGXQJ
PXVV��HLQHQ�MLQGHVWDEVWDQG�YRQ������P�]XU�*HO¦QGHREHUIO¦FKH�DXIZHLVHQ�
MDVVLYH�ELQIULHGXQJHQ�PLW�MDXHUQ�RGHU�*DELRQHQ��=¦XQHQ�PLW�BHWRQ��XQG
MDXHUVRFNHOQ�VRZLH�VWUHQJ�JHVFKQLWWHQH�+HFNHQ�VLQG�QLFKW�]XO¦VVLJ�

AXII¾OOXQJHQ�AEJUDEXQJHQ� AXII¾OOXQJHQ���AEJUDEXQJHQ�VLQG�QXU�LQQHUKDOE�GHU�BDXEDXSDU]HOOH�ELV��
]X�HLQHU�+¸KH�YRQ�PD[������P�]XO¦VVLJ��AXII¾OOXQJHQ�VLQG�]X�GHQ�
*UXQGVW¾FNVJUHQ]HQ�DQ�GDV�QDW¾UOLFKH�1LYHDX�DQ]XJOHLFKHQ�



Evtl. anfallendes überschüssiges Aushubmaterial ist abzufahren und 
ordnungsgemäß zu entsorgen. Es darf nicht in der freien Landschaft 
dauerhaft abgelagert werden. Dieses Verbot gilt insbesondere auf ökologisch
wertvollen Flächen, wie Feuchtwiesen, Trocken- und Magerstandorten, 
Feldgehölzen, Gewässerrandstreifen Waldrändern usw.

Grünordnung: Die privaten Grünflächen sind als Rasen- oder Wiesenflächen auszubilden.
Je 300 m² Grundstücksfläche ist ein Obstbaum (Mindestpflanzqualität =
Halb- oder Hochstamm) oder ein heimischer Laubbaum der II. Wuchsklasse
(Mindestpflanzqualität = HSt., StU 16 - 18 cm) zu pflanzen.
Die Ortsrandbereiche sind mit zweireihigen und freiwachsenden 
Wildstrauchhecken auf mind. 70 % der jeweiligen Grundstücksgrenze zu
bepflanzen.
Die Pflanzmaßnahmen sind bis spätestens in der Pflanzperiode nach 
Nutzungsaufnahme /-beginn durchzuführen und dauerhaft zu erhalten. 
Ausfälle sind entsprechend gleichwertig und gleichartig zu ersetzen.

Geeignete Gehölze für den Ortsrandbereich / Durchgrünung sind:

Zu verwenden sind Herkünfte aus Vorkommensgebiet 3, Südostdeutsches Hügel- und Bergland oder

Vorkommensgebiet 6.1, Alpenvorland.

Nach Möglichkeit Herkünfte aus dem ostbayerischen Grundgebirge oder dem Molassehügelland nutzen!

Bei den Baumarten, die dem Forstvermehrungsgutgesetz unterliegen, wird auch Forstware als autochthones

Material akzeptiert, sofern sie von Erntebeständen aus folgenden ökologischen Grundeinheiten stammt: 

36 (Oberpfälzer Wald, Oberpfälzer Becken- und Hügelland), 37(Bayerischer Wald)

Mindestpflanzqualitäten:

§ Bäume I. Wuchsordnung (Höhe 20 - 40 m) = HSt., 3xv, StU ab 14-16 cm, Eichen mit Ballen

§ Bäume II. Wuchsordnung (Höhe 12/15 - 20 m) = HSt., 3xv, StU 14-16 cm

§ alle heimische Obstbäume (alte Obstbaumsorten), zulässig sind Halbstämme / Hochstämme

§ Sträucher freiwachsende Hecken = vStr., 3 Triebe, 60-100 cm

§ Die Grenzabstände mit Bepflanzungen zu landwirtschaftlichen Grundstücken nach Art. 48 AGBGB sind zu
beachten (2 m mit Sträuchern, 4 m mit Bäumen und Heistern).



§ 4 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen
§ Oberflächenbefestigungen werden nur im erforderlichen Umfang hergestellt. Versiegelnde Asphalt- oder

Betonbeläge sind unzulässig. Es sind wasser- und luftdurchlässige Beläge zu verwenden.

§ Der Boden wird schichtgerecht gelagert und der Oberboden wird im Bereich der Freiflächen wieder eingebaut.

§ Das natürliche Gelände ist soweit möglich zu erhalten.

§ Überschüssiges Aushubmaterial ist ordnungsgemäß zu verwerten und darf nicht in der freien Landschaft
abgelagert werden. Dieses Verbot gilt insbesondere auf ökologisch wertvollen Flächen wie Feuchtwiesen,
Trocken- und Magerstandorten, Feldgehölzen, alten Holzwegen, Bachtälern, Waldrändern u.a.

§ Für die Beleuchtung von Fassaden und Außenanlagen sind warm-weiße LED-Leuchten zur Reduzierung der
Insektenverluste einzusetzen. Es ist darauf zu achten, dass die Lichtstrahlung weitestgehend nach unten
erfolgt.

§ Garagenzufahrten und Stellplätze sind zwingend wasserdurchlässig zu gestalten (z.B. als wassergebundene
Wegedecke, Drainpflaster, Rasenfugenpflaster, Pflaster mit weiten Fugen oder Schotterrasen). Einfriedungen
werden ohne Sockelmauer hergestellt und weisen einen Abstand von mind. 15 cm zum Gelände auf.

§ 5 Abhandlung der Eingriffsregelung
Die Abhandlung der Eingriffsregelung ist Bestandteil der Begründung zur Satzung. Die obengenannten Vermeidungs-
und Minimierungsmaßnahmen sind zwingend zu beachten.
Die Umsetzung der Festsetzungen zur Grünordnung sowie die Beachtung der Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen sind in den jeweiligen Eingabeplänen oder über einen qualifizierten Freiflächengestaltungsplan zu den
Bauanträgen nachzuweisen.
Die Eigentümer der nach der Eingriffsregelung für die Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches
vorgesehenen Grundstücke müssen spätestens vor Satzungsbeschluss zu Gunsten des Freistaates Bayern, vertreten
durch das Landratsamt Deggendorf - Untere Naturschutzbehörde, eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit und
eine Reallast notariell bestellen und ins Grundbuch eintragen lassen, in der sie sich verpflichten, alle Nutzungen, die
dem auf dem Grundstück bezweckten Biotop- und Artenschutz nicht dienlich sind oder die der Eingriffsregelung zur
vorliegenden Satzung widersprechen, zu unterlassen. Hierzu gehören auch bauliche, landwirtschaftliche,
forstwirtschaftliche und fischereiwirtschaftliche Nutzungen sowie die Anlage von Freizeiteinrichtungen.
Für den Fall der Nichterfüllung ist der Freistaat Bayern berechtigt, auf den dienenden Grundstücken alle Maßnahmen,
insbesondere Gestaltungs-, Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen, durchzuführen bzw. durchführen zu lassen, welche
zur Schaffung und Erhaltung der Ausgleichsmaßnahme entsprechend der Eingriffsregelung erforderlich oder
zweckdienlich sind, und zu diesem Zweck die dienenden Grundstücke durch beauftragte Personen betreten und
befahren zu lassen.

§ 6 Ver- und Entsorgung
Wasserversorgung

Die Wasserversorgung wird durch Anschluss an die zentrale Wasserversorgung der Gemeinde Aholming
gewährleistet.

Abwasserentsorgung

Das anfallende häusliche Schmutzwasser kann mit Anschluss an die Kläranlage Aholming entsorgt werden.

Niederschlagswasserbeseitigung

Niederschlagswasser von Dächern und Zufahrten ist im Bereich des Baugrundstücks dem Grundwasser wieder
zuzuführen.

Folgende Grundsätze sind bei der Niederschlagswasserentsorgung zu beachten:

§ Flächenversiegelungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Unvermeidbare Befestigungen
sind möglichst wasserdurchlässig auszubilden.

§ Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird empfohlen, das anfallende Niederschlagswasser breitflächig über eine
belebte Bodenschicht zu versickern. Eine Versickerung von Niederschlagswasser über andere Versickerungs-
anlagen, insbesondere Rigolen, Sickerrohre oder Sickerschächte, ist nur zulässig, wenn eine flächenhafte
Versickerung nicht möglich ist. Die Aufnahmefähigkeit des Bodens wurde mittels Sickertest nachgewiesen.

§ Sofern eine Versickerung aufgrund der Bodenverhältnisse nicht möglich sein sollte, weisen wir vorsorglich
darauf hin, dass die Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer nur in
gepufferter Form zulässig ist. Das heißt, es darf dem Vorfluter künftig nicht mehr und nicht in verschärfter Form
Wasser zufließen, als dies jetzt bei natürlichen Verhältnissen gegeben ist. Es wird empfohlen die möglicherweise
erforderlichen Flächen für Rückhaltemaßnahmen im Zuge des Bebauungsplanes bereits auszuweisen.

§ Beeinträchtigungen Dritter durch die Niederschlagswasserbeseitigung müssen ausgeschlossen sein. Bei
Versickerungen in Hanglagen ist darauf zu achten, dass Unterlieger nicht durch Vernässungen beeinträchtigt
werden. Wild abfließendes Wasser soll grundsätzlich gegenüber den bestehenden Verhältnissen nicht nachteilig
verändert werden.



§ Für das Einleiten von Niederschlagswasser ist dann keine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, wenn die
Voraussetzungen der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in
oberirdische Gewässer (TRENOG) bzw. der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem
Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) vorliegen. Dies ist vom Planer in eigener Verantwortung zu
prüfen. Auch für eine erlaubnisfreie Versickerung ins Grundwasser bzw. Einleitung in Oberflächengewässer sind
die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) in Verbindung mit den einschlägigen
technischen Regeln (u. a. TRENOG, TRENGW, DWA-M153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit
Regenwasser“, DWA-A 117 „Bemessung von Regenrückhalteräumen“, DWA-A 138 „Anlagen zur Versickerung
von Niederschlagswasser“) zu beachten.

§ Dachoberflächen aus Kupfer, Blei, Zink oder Titanzink sind bei beabsichtigter Versickerung des
Niederschlagswassers nicht zulässig. Bei einer geplanten Einleitung des Niederschlagswassers in einen
Vorfluter sollten diese Materialien vermieden werden.

§ Für Versickerungsanlagen wird eine Fläche von ca. 15 Prozent der zu entwässernden Fläche benötigt. Dieser
Flächenbedarf sollte bei der Bauleitplanung berücksichtigt werden.

§ Nach Frostperioden und bei sehr hohen Grundwasserständen können Versickerungsanlagen in ihrer
Funktionsfähigkeit eingeschränkt sein.

§ Auf den Erhalt der Grundwasserdeckschicht ist zu achten.

§ 7 Wassergefährdende Stoffe
Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z. B. Heizölverbraucheranlagen) hat entsprechend den einschlägigen
Vorschriften, insbesondere der Bundesanlagenverordnung (AwSV) zu erfolgen.

§ 8 Schutz vor Sturzfluten und Starkregenereignissen
Zum Schutz vor Sturzfluten und Starkregenereignissen wird empfohlen, dass alle Eingangsbereiche und Oberkanten
von Lichtschächten und außenliegenden Kellerabgänge mindestens 15 bis 20 cm höher als die umliegende
Geländefläche geplant wird. Zudem sind Vorkehrungen zu treffen, die einen Rückstau aus der Kanalisation
verhindern.

§ 9 Allgemein wasserwirtschaftliche Auflagen
Der Ergänzungsbereich liegt in einem Gebiet mit HW100-Schutz (HW100 ca. 323,70 m ü. NN). Aus wasser wirt-
schaftlicher Sicht sind, unabhängig von den Vorschriften des § 78 b WHG, die folgenden allgemeinen wasserwirt-
schaftlichen Auflagen zwingend einzuhalten:

§ Mögliche Grundwasserstände bis Geländeoberkante und höher sowie Grundwasserdruckhöhen bis mindestens
HW100 sind zu berücksichtigen. Durch aufsteigendes Grundwasser kann es zu örtlichen Überschwemmungen
kommen.

§ Die Auftriebs- und Rückstausicherheit sowie die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit aller betroffenen Anlagen,
einschließlich der Entwässerung, sind zu gewährleisten.

§ Grundsätzlich darf die bindige Deckschicht über dem quartären Grundwasserleiter nicht dauerhaft geschwächt
und dadurch ein verstärkter Dränagewasseranfall hervorgerufen werden. Infolgedessen dürfen im Bereich
anstehender bindiger Böden (Ton, Lehm, Schluff) Wiederverfüllungen von Baugruben, Leitungsgräben usw. nicht
mit rolligem, durchlässigen Material (Kies, Sand o. ä.), sondern nur mit bindigem Material erfolgen. Im Zuge der
Verfüllung muss eine lagenweise Verdichtung vorgenommen werden. Die Verfüllung der Baugruben muss so
zeitnah wie möglich erfolgen. Dränagen und Grundwasserentspannungen sind nicht zulässig.

§ Bei Bauteilen, die in die bindige Deckschicht einbinden (Keller, Tiefgaragen), ist auf eine dichte Verbindung
zwischen dem bindigen Verfüllmaterial und dem Bauteil zu achten. Dies kann durch sägeraue Schalung oder
durch eine mittels Zahnspachtel aufgetragene horizontale Zementspachtelung erfolgen. Bei außenliegender
Dämmung im Bereich der bindigen Deckschicht muss die Seite der Dämmplatte, die in Kontakt mit dem bindigen
Verfüllmaterial steht, eine raue Oberfläche aufweisen und die Dämmplatten sind vollflächig mit dem zu
dämmenden Bauteil zu verkleben. Dränagen und Grundwasserentspannungen sind nicht zulässig.
Noppenbahnen an Bauteilen im Bereich der bindigen Deckschicht sind nicht zulässig.

§ Bauwasserhaltungen sind nur im unbedingt notwendigen Umfang zulässig. Sie sind filterstabil gegen den
anstehenden Boden auszuführen. Für Bauwasserhaltungen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. Art. 70
BayWG zu beantragen.

§ Gering belastetes Niederschlagswasser (insbesondere Dachflächenwasser) ist, soweit möglich, flächenhaft über
eine geeignete bewachsene Oberbodenschicht zu versickern. Die Bestimmungen der Niederschlagswasser-
freistellungsverordnung - NWFreiV - mit den dazu gehörigen Technischen Regeln (TRENGW) für das Einleiten in
das Grundwasser sind zu beachten.



§ 10 Bodendenkmäler
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung ist eine denkmalschutzrechtliche
Erlaubnis gem. Art. 7.1. BayDSchG notwendig.

§ 11 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

Geltungsbereich

Umgriff der Ausgleichsflächen

Baugrenze / Baufenster

Pflanzung von Obst- / Laubbäumen, Mindestpflanzqualität Hochstamm oder Halbstamm,

Pflanzabstand zwischen den Bäumen zwischen 8 m und 10 m

zweireihige Wildstrauchhecke auf einer Länge von mind. 70 % des zeichnerisch festgesetzten

Ortsrandbereiches zu pflanzen, Pflanzabstand 1,5 m x 1,5 m

Entwicklung einer Extensivwiese

NACHRICHTLICH

beispielhafte Bebauung

Biotop-Code gemäß Biotopwertliste ByKompV

Nutzungsgrenzen

Maßnahmen-Nr. (Maßnahmenbeschreibung siehe Begründung)

A11

M1



2

7

9
38

5

3
1

2a

59

60

48
57

54

58

18

16

8

1011

4a

51

15

2
4

2

8

10

6a

47

6

45

43

5

6

49

47
a

Rauchschwaigweg

Kapellens
traße

1417/1

1417/8

1417/6

2980/4

2980/3

2980/8

2980/2

2976/4

2976/2

2976/3

2994

2983

2992

2991/1

2991/3

2991

2986/2

2978 2979

41
68

/1

4165

2985/1

1416

1416/1

2981

2982

2991/2

2986/1

2986

2984

2985

2989

2987

2988

2990

2980/1

1199/14

1456/1

1460

2980/5

2980/6

2980

2986/3

1456/2

29
55

G11

B112

G11
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VERFAHRENSVERMERKE

1. 'LH *HPHLQGH AKROPLQJ KDW LQ GHU SLW]XQJ YRP 22.05.2023 JHP¼· � 2 AEV. 1 %DX*% GLH AXIVWHOOXQJ GHU  
EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ �RDXFKVFKZDLJZHJ�7DEHUWVKDXVHQ� EHVFKORVVHQ. 'HU AXIVWHOOXQJVEHVFKOXVV ZXUGH DP 
23.05.2023 RUWVÔEOLFK EHNDQQW JHPDFKW.

2. ,Q GHU *HPHLQGHUDWVLW]XQJ YRP 20.06.2023 ZXUGH JHP¼· � 3� AEV. � NU. 3 %DX*% GHU EQWZXUI GHU
EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ �RDXFKVFKZDLJZHJ�7DEHUWVKDXVHQ� LQ GHU FDVVXQJ YRP 20.06.2023 EHVFKORVVHQ. 'HU 
%LOOLQJXQJVEHVFKOXVV ZXUGH DP 23.06.2023 RUWVÔEOLFK EHNDQQW JHPDFKW.

2.  =XP EQWZXUI GHU EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ �RDXFKVFKZDLJZHJ�7DEHUWVKDXVHQ� LQ GHU FDVVXQJ YRP 20.06.2023 ZXUGHQ GLH
%HKÎUGHQ XQG VRQVWLJHQ 7U¼JHU ÎIIHQWOLFKHU %HODQJH JHP¼· � � AEV. 2 %DX*% LQ GHU =HLW YRP 01.08.2023 ELV 13.09.2023
EHWHLOLJW.

3. 'HU EQWZXUI GHU EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ �RDXFKVFKZDLJZHJ�7DEHUWVKDXVHQ� LQ GHU FDVVXQJ YRP 20.06.2023 ZXUGH PLW GHU
%HJUÔQGXQJ JHP¼· � 3 AEV. 2 %DX*% LQ GHU =HLW YRP 01.08.2023 ELV 13.09.2023 ÎIIHQWOLFK DXVJHOHJW.

�. 'LH *HPHLQGH AKROPLQJ KDW PLW %HVFKOXVV GHV *HPHLQGHUDWHV YRP 06.11.2023 GLH EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ  
�RDXFKVFKZDLJZHJ�7DEHUWVKDXVHQ� JHP. � 10 AEV. 1 %DX*% LQ GHU FDVVXQJ YRP 06.11.2023 DOV SDW]XQJ EHVFKORVVHQ.

5. AXVJHIHUWLJW

AKROPLQJ� GHQ 07.11.2023

MDUWLQ %HW]LQJHU �EUVWHU %ÔUJHUPHLVWHU� �SLHJHO�

6. 'HU SDW]XQJVEHVFKOXVV ]XU EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ �RDXFKVFKZDLJZHJ�7DEHUWVKDXVHQ� ZXUGH DP 07.11.2023 JHP¼· � 10
AEV. 3 HDOEVDW] 2 %DX*% RUWVÔEOLFK EHNDQQW JHPDFKW. 'LH EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ �SSRUWSODW]VWU.� PLW %HJUÔQGXQJ ZLUG VHLW
GLHVHP 7DJ ]X GHQ ÔEOLFKHQ 'LHQVWVWXQGHQ LQ GHU *HPHLQGH ]X MHGHUPDQQV ELQVLFKW EHUHLWJHKDOWHQ XQG ÔEHU GHVVHQ
,QKDOW DXI VHUODQJHQ AXVNXQIW JHJHEHQ. 'LH EUJ¼Q]XQJVVDW]XQJ LVW GDPLW LQ KUDIW JHWUHWHQ. AXI GLH RHFKWVIROJHQ GHV
� �� AEV. 3  SDW] 1 XQG 2 %DX*% XQG GLH �� 21� XQG 215 %DX*% ZLUG KLQJHZLHVHQ.

AKROPLQJ� GHQ 07.11.2023

MDUWLQ %HW]LQJ �EUVWHU %ÔUJHUPHLVWHU� �SLHJHO�

'LH %HJUÔQGXQJ L.G. FDVVXQJ YRP 06.11.2023 HLQVFKO. GHU AEKDQGOXQJ GHU ELQJULIIVUHJHOXQJ LQ GHU %DXOHLWSODQXQJ LVW
%HVWDQGWHLO GHU SDW]XQJ.
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